
Aktenzeichen: 10 AZR 60/97 
Bundesarbeitsgericht 10. Senat

I. Arbeitsgericht 
Dortmund

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 17. September 1997
- 10 AZR 60/97 -
Urteil vom 29. September 1995
- 8 Ca 1685/95 -
Urteil vom 05. September 1996
- 4 Sa 2282/95 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung - IC-Betreuerin - Gleichbehandlung

Gesetz:
BBesG Anlage 1 Besoldungsgruppen Ä 3, A 4; Lohntarifvertrag 
für die Arbeiter der Deutschen Bundesbahn (LTV) Lohngruppen 
IV, IV a; Tarifvertrag über die Ersteingruppierung für die 
zur Deutschen Bahn AG übergeleiteten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer (ErsteingruppierungsTV) § 2; Eintgelttar if ver­
trag für die Arbeitnehmer der Deutschen Bahn AG (ETV) Anla­
ge 1 Entgeltgruppen E 6, E 7
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10 AZR 60/97
4 Sa 2282/95 Hamm

Verkündet am
17. September 1997

Susdorf,
Reg.-Obersekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes! 

U r t e i l
In Sachen

pp.
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hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 17. September 1997 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr.h.c. Matthes, die Richter Prof. Dr. Jobs und 
Bock sowie den ehrenamtlichen Richter Staedtler und die ehrenamt­
liche Richterin Tirre für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 5. September 
1996 - 4 Sa 2282/95 - wird zurückgewiesen.

2. Die Klägerin trägt die Kosten der Revision.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerin ab 1. Januar 
1994 einen Anspruch auf Vergütung nach Entgeltgruppe E 7 der An­
lage 1 zum Entgelttarifvertrag für die Arbeitnehmer der Deutschen 
Bahn AG (ETV) hat.

Die Klägerin war seit 1. September 1992 bei der Rechtsvor­
gängerin der Beklagten im Zugbegleiterdienst beim Hauptbahnhof 
D tätig. Nach dem schriftlichen Arbeitsvertrag vom 1. Sep­
tember 1992 sollten auf das Arbeitsverhältnis die Bestimmungen 
des Lohntarifvertrages für die Arbeiter der Deutschen Bundesbahn 
(LTV), die diesen ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarif­
verträge- sowie sonstige für die Arbeiter der Deutschen Bundesbahn 
geltende Tarifverträge Anwendung finden.
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vom 2. Juni 1993
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Mit Verfügung der Bundesbahndirektion E 
wurde der Klägerin beim Hauptbahnhof D ein beamtenrecht­
lich mit Besoldungsgruppe A 3 bewerteter Bundesbahnschaffner­
dienstposten bis auf weiteres zur auftragsweisen Wahrnehmung 
übertragen.

Der Zugbegleiterdienst war bis zur Gründung der Beklagten 
eine Beamtentätigkeit. Im Haushaltsplan für die Bundesbahn und in 
den Personalbedarfsplänen für die einzelnen Bahnhöfe waren für 
diese Tätigkeit Bundesbahnschaffnerdienstposten der Besoldungs­
gruppe A 3 sowie Bundesbahnhauptschaffnerdienstposten der Besol­
dungsgruppe A 4 als Beförderungsdienstposten vorgesehen, da die 
Richtlinien für die einheitliche Bewertung der Beamtendienstpo­
sten (Tätigkeitsverzeichnis) eine Bewertung der Schaffnerdienst­
posten auch gemäß der Besoldungsgruppe A 4 zulassen. Nach Anla­
ge 1 Abschnitt C Unterabschnitt B des LTV entsprach der Bundes­
bahnschaf fnerdienstposten der Lohngruppe IV (nach Bewährungsauf- 
stieg: Lohngruppe IV a) und der Bundesbahnhauptschaffnerdienstpo­
sten der Lohngruppe II (nach Bewährungsaufstieg: Lohngruppe 
II a) .

Die Klägerin wurde aufgrund des Bewährungsaufstiegs zuletzt 
nach Lohngruppe IV a LTV entlohnt.

Mit der Gründung der Beklagten wurden die Tarifverträge für 
die Arbeiter und Angestellten der Bundesbahn zum 1. Januar 1994 
durch die Tarifverträge für die Arbeitnehmer der Deutschen Bahn
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AG ersetzt. Die Überleitung der Zugbegleiter/innen in die neue 
Entgeltgruppe des EntgelttarifVertrages für die Arbeitnehmer der 
Deutschen Bahn AG (ETV) erfolgte nach dem Tarifvertrag über die 
Ersteingruppierung für die zur DB AG übergeleiteten Arbeitnehmer/ 
innen (ErsteingruppierungsTV). Gemäß § 2 Abs. 1 Ersteingruppie- 
rungsTV wurden die Lohngruppen IV und IV a LTV in die Entgelt­
gruppe E 6 des ETV und die Lohngruppen I bis III LTV in die Ent­
geltgruppe E 7 des ETV übergeleitet.

Die Klägerin erhielt dementsprechend eine Vergütung nach 
Entgeltgruppe E 6 des ETV. Sie ist aber der Ansicht, daß ihr eine 
Vergütung nach Entgeltgruppe E 7 nebst persönlichen Zulagen sowie 
der Differenzbetrag zur bisherigen Vergütung'zu zahlen sei, weil 
bereits die von der Rechtsvorgängerin der Beklagten vorgenommene 
Eingruppierung in die Lohngruppe IV LTV fehlerhaft gewesen sei.
In den letzten Stellenplänen der Deutschen Bundesbahn habe es 
nämlich keine A 3-Stellen mehr gegeben, diese seien vielmehr ab­
geschafft worden. In den Stellenplänen der Deutschen Bundesbahn 
seien im Schaffnerdienst nur noch Beamte ab Besoldungsgruppe A 4 
ausgewiesen gewesen. Das Eingangsamt für Beamte im Schaffner­
dienst sei daher die Besoldungsgruppe A 4 gewesen. Dementspre­
chend hätte sie als Beamtendiensttuerin in die Lohngruppe II ein­
gruppiert werden müssen. Den IC/EC-Zugbegleitern anderer Haupt­
bahnhöfe sei bei gleicher Tätigkeit nach sechs Monaten ein Bun­
desbahnhauptschaf fnerdienstposten der Besoldungsgruppe A 4 über­
tragen worden, der nunmehr nach Entgeltgruppe E 7 des ETV vergü­
tet werde. Es verstoße gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, daß 
in den Stellenplänen dieser Bahnhöfe mehr Bundesbahnhauptschaff-
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nerstellen ausgewiesen seien.
Für die Beklagte ergebe sich jedenfalls seit dem 1. Januar 1994 
die Verpflichtung, gleiche Tätigkeiten auch gleich zu vergüten.

Die Klägerin hat beantragt,

1. festzustellen, daß ihr eine Vergütung nach der 
Entgeltgruppe E 7 nebst persönlicher Zulage 
nach dem Entgelttarifvertrag für die Arbeit­nehmer der Deutschen Bahn AG (ETV) in Verbin­
dung mit dem Tarifvertrag für die Ersteingrup­
pierung für die zur Deutschen Bahn AG überge­
leiteten Arbeitnehmerinnen (Ersteingruppie- 
rungsTV) entsprechend der früheren Vergütungs­
gruppe II des EZTV 1994, § 4 Ausführungsbe­
stimmung Nr. 2 in Verbindung mit dem Lohnta­
rifvertrag zu zahlen ist,

2. die Beklagte zu verurteilen, an sie für den 
Zeitraum vom 1. Januar 1994 bis 31. März 1995 
3.541,00 DM nebst 4 % Zinsen seit Rechtshän­
gigkeit (12. April 1995) zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt.

Sie meint, die Klägerin sei zu Recht zunächst in die Lohn­
gruppe IV des LTV eingruppiert worden, da das Eingangsamt für 
Bundesbahnschaffner/Bundesbahnoberschaffner A 3 sei. Das Ein­
gangsamt der Besoldungsgruppe A 3 sei unverändert beibehalten 
worden. Die Klägerin verkenne insoweit Bedeutung und Inhalt des 
Stellenplanes bei der ehemaligen Deutschen Bundesbahn. Der Stel­
lenplan habe lediglich die aktiv beschäftigten Beamten und deren 
Besoldung ausgewiesen und insofern Auskunft über die Bewertung 
der von ihnen wahrgenommenen Dienstposten gegeben. Der Personal­
bedarf splan hingegen gebe den "Ist-Zustand" der beschäftigten Be­
amten und der Tarifkräfte/Beamtendiensttuer wieder. Dort seien
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für den Hauptbahnhof D ausdrücklich A 3-Stellen im Schaff­
nerdienst aufgeführt. Die im Stellenplan ausgewiesenen Bundes­
bahnhauptschaffner seien ursprünglich als Bundesbahnschaffner mit 
der Besoldungsgruppe A 3 eingestellt und im Laufe der Zeit beför­
dert worden. Nicht allen in einem Arbeitsverhältnis stehenden 
Bundesbahnschaffnern, die die gleichen Tätigkeiten verrichten, 
hätte ein Dienstposten der Besoldungsgruppe A 4 übertragen werden 
können, da nach dem Haushaltsplan nicht für jede Schaffnerstelle 
ein Dienstposten mit der Bewertung nach A 4 zur Verfügung gestan­
den habe. Die Bundesbahndirektionen hätten die zur Verfügung ste­
henden Beförderungsposten der Besoldungsgruppe A 4 unter Berück­
sichtigung der Aufgabenstellung des jeweiligen Bahnhofes sowie 
der Altersstruktur der Mitarbeiter und des Zugbegleiterdienstes 
übertragen. Im Hauptbahnhof D sei keinem Mitarbeiter mit
gleicher Tätigkeit und Ausbildung, der nach der Klägerin einge­
stellt worden sei, ein höher bewerteter Dienstposten übertragen 
und keiner dieser Mitarbeiter nach einer höheren Lohngruppe ver­
gütet worden. Die gleiche Eingruppierung aller Zugbegleiter sei 
auch nach ihrer Gründung aufgrund der Besitzstandswahrung nicht 
möglich gewesen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die dagegen ge­
richtete Berufung der Klägerin hat das Landesarbeitsgericht zu­
rückgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revi­
sion verfolgt die Klägerin ihr Klagebegehren weiter, während die 
Beklagte die Zurückweisung der Revision beantragt.
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E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin ist unbegründet. Die Klägerin hat 
keinen Anspruch auf Entlohnung nach Entgeltgruppe E 7 des ETV.

I. Das Landesarbeitsgericht hat seine klageabweisende Entschei­
dung im wesentlichen wie folgt begründet:

Die Klägerin könne ihren Anspruch nicht darauf stützen, daß 
^ in den letzten Stellenplänen der Deutschen Bundesbahn als aktive

Beamte lediglich BundesbahnhauptSchaffner der Besoldungsgrup­
pe A 4 ausgewiesen gewesen seien. Daraus folge nicht zwingend, 
daß das Eingangsamt für Bundesbahnoberschaffner/Bundesbahnschaff- 
ner der Besoldungsgruppe A 3 abgeschafft worden sei. Allein aus 
dem Umstand, daß im Schaffnerdienst bei anderen Hauptbahnhöfen 
ein besserer Stellenkegel vorhanden sei als beim Hauptbahnhof 
D , lasse sich ein Anspruch auf Höhergruppierung nicht ab­
leiten. Beförderungen könnten nur entsprechend den jeweils zur 
Verfügung stehenden Beförderungsstellen vorgenommen werden. Es 
sei auch nicht willkürlich, wenn die Bundesbahn bei der Vergabe 
der Beförderungsdienstposten der Besoldungsgruppe A 4 nach Bahn­
höfen differenziert habe, um den Betriebsfrieden zwischen den 
Mitarbeitern eines Bahnhofes nicht zu gefährden und den unter­
schiedlichen Arbeitsmarkt sowie die unterschiedlichen Lebenshal­
tungskosten in den einzelnen Städten zu berücksichtigen.

II. Dem Landesarbeitsgericht ist im Ergebnis und weitgehend in 
der Begründung zu folgen.

8
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  8 -

1. Die Feststellungsklage ist zulässig.

Es handelt sich bei dem Feststellungsantrag um eine Eingrup­
pierungsfeststellungsklage, die insbesondere innerhalb des öf­
fentlichen Dienstes allgemein üblich ist und an deren Zulässig­
keit nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
auch für in der Vergangenheit liegende Zeiträume keine Bedenken 
bestehen. Dies gilt auch für die Zeit, für welche die Klägerin 
eine Leistungsklage auf Nachzahlung der Differenz zum Tarifgehalt 
erhoben hat. Insoweit ist die Feststellungsklage als Inzident­
feststellungsklage gemäß § 256 Abs. 2 ZPO zulässig, da aus dem 
Rechtsverhältnis, dessen Feststellung begehrt wird, noch für die 
Folgezeit der Anspruch auf eine höhere Eingruppierung erwächst 
(BAG Urteile vom 20. Oktober 1993 - 4 AZR 26/93 - AP Nr. 10 zu 
§ 1 TVG Tarifverträge: Bundesbahn; vom 28. Mai 1997 - 10 AZR 
580/96 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen).

Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß die Beklagte 
mittlerweile kein Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes mehr ist, 
sondern als AG eine juristische Person des Privatrechts. Eingrup­
pierungsfeststellungsklagen sind nämlich nach der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts auch außerhalb des öf­
fentlichen Dienstes zulässig (BAG Urteile vom 10. Juli 1996 
- 4 AZR 759/94 - AP Nr. 2 zu § 17 TV Arb Bundespost; vom 28. Mai 
1997 - 10 AZR 580/96 -, aaO).

- 9 -

2. Die Klage ist jedoch unbegründet.
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a) Zuzustiiranen ist dem Landesarbeitsgericht darin, daß die Klä­
gerin keinen tarifvertraglichen Anspruch auf die von ihr geltend 
gemachte Vergütung hat.

Die Klägerin war zu Recht in die Lohngruppe IV a des LTV 
eingruppiert. Sie ist daher tarifrechtlich zutreffend in die Ent­
geltgruppe E 6 des ETV übergeleitet worden.

aa) Nach § 7 LTV ergab sich die Einstufung der Tätigkeiten in 
die einzelnen Lohngruppen aus der Anlage 1 zum LTV Abschnitt A 
bis C. Die Einstufung in die Lohngruppen für Beamtentätigkeiten 
des einfachen und mittleren Dienstes erfolgte nach Abschnitt C 
Unterabschnitt B der Anlage 1 zum LTV. Nach Ziffer 1 dieser Rege­
lung sind für die Bewertung der Beamtentätigkeiten wiederum die 
Richtlinien für die einheitliche Bewertung der Beamtendienstpo­
sten (Tätigkeitsverzeichnis) und die dazu ergangenen Verfügungen 
maßgebend.

Gegen die Rechtswirksamkeit dieser Eingruppierungsregelung 
bestehen nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (vgl. 
BAG Urteil vom 20. Oktober 1993 - 4 AZR 26/93 - AP Nr. 10 zu § 1 
TVG Tarifverträge: Bundesbahn) keine Bedenken.

Nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 BBesG sind die Eingangsämter für Be­
amte in Laufbahnen des einfachen Dienstes den Besoldungsgrup­
pen A 2, A 3 und A 4 zuzuweisen. Entsprechend der Anlage 1 zum 
BBesG sind Schaffner in die Besoldungsgruppe A 2, Oberschaffner
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in die Besoldungsgruppe A 3 und Hauptschaffner in die Besoldungs­
gruppe A 4 einzustufen. Im beamteten Schaffnerdienst der Deut­
schen Bundesbahn war das Eingangsamt des Bundesbahnschaffners 
(Besoldungsgruppe A 2) abgeschafft und durch das des Bundesbahn­
oberschaffners (Besoldungsgruppe A3) ersetzt worden.

Mit Verfügung der Bundesbahndirektion E vom 2. Juni 1993 
wurde der Klägerin beim Hauptbahnhof D ein Bundesbahn­
schaffnerdienstposten, der beamtenrechtlich nach Besoldungsgrup­
pe A 3 bewertet war, zur auftragsweisen Wahrnehmung übertragen. 
Entsprechend den tarifrechtlichen Vorschriften wurde die Klägerin 
dann auch in die Lohngruppe IV LTV, welche der Besoldungsgruppe 
A 3 entspricht, eingruppiert.

Die Klägerin kann ihr Höhergruppierungsbegehren nicht darauf 
stützen, daß im Stellenplan der Deutschen Bundesbahn lediglich 
Bundesbahnhauptschaffner mit der Besoldungsgruppe A 4 und keine 
Bundesbahnoberschaffner/Bundesbahnschaffner mit der Besoldungs­
gruppe A 3 ausgewiesen waren. Zu Recht geht das Landesarbeitsge­
richt davon aus, daß daraus nicht folgt, daß das Eingangsamt der 
Besoldungsgruppe A 3 (Bundesbahnoberschaffner/Bundesbahnschaff- 
ner) abgeschafft und die Klägerin aus diesem Grund unzutreffend 
eingruppiert war. Der sog. Stellenplan, der die aktiv beschäftig­
ten Beamten und deren Besoldung auswies, enthielt keine Aussage 
über das Eingangsamt für Beamte im Schaffnerdienst. Die Bewertung 
aller Dienstposten für Beamte und Tarifkräfte ergab sich vielmehr 
aus dem sog. Personalbedarfsplan, in welchem A 3-Stellen im 
Schaffnerdienst ausdrücklich aufgeführt waren. Der Deutschen Bun-
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desbahn stand es seinerzeit frei, diese im Personalbedarfsplan 
ausgewiesenen A 3-Dienstposten für Bundesbahnoberschaffner/ 
Bundesbahnschaffner mit beamteten Kräften oder aber mit Tarif- 
kräften zu besetzen. Aufgrund der Tatsache, daß keine Neueinste]- 
lungen für die beamtete Laufbahn im Schaffnerdienst erfolgten, 
kann nicht von einer Streichung des Eingangsamtes der Besoldungs­
gruppe A 3 ausgegangen werden. Vielmehr spricht gerade der Um­
stand, daß die Besoldungsgruppe A 3 trotzdem in den Stellenplänen 
der Deutschen Bundesbahn aufgeführt wurde, für die Aufrechterhal- 

" tung dieses Eingangsamtes. Andernfalls hätte man die Besoldungs­
gruppe A 3, wie dies nach Abschaffung des Eingangsamtes der Bun­
desbahnschaffner mit Besoldungsgruppe A 2 geschehen ist, gar 
nicht mehr im Stellenplan ausgewiesen. Die übrigen als Bundes­
bahnoberschaf fner /Bundesbahnschaf fner eingestellten Beamten waren 
nur deshalb als Bundesbahnhauptschaffner mit Dienstposten der Be­
soldungsgruppe A 4 im Stellenplan aufgeführt, weil sie im Laufe 
ihrer Dienstzeit befördert worden waren. Weiter spricht gegen 
eine Streichung des Eingangsamtes der Besoldungsgruppe A 3, daß 

1 in der Begründung zum Stellenplan der Deutschen Bundesbahn für
das Geschäftsjahr 1989 in Abschnitt C Nr. 1.3 - Laufbahn der Bun­
desbahnschaffner - noch davon die Rede war, daß "90 A 4-Planstel- 
len nach Besoldungsgruppe A 3 umgewandelt werden".

Nach alledem war die Klägerin zunächst zutreffend entspre­
chend dem Eingangsamt für beamtete Bundesbahnschaffner der Besol­
dungsgruppe A 3 in Lohngruppe IV des LTV eingruppiert und dann im 
Wege des Bewährungsaufstiegs nach Lohngruppe IV a des LTV vergü-

-  12 -

tet worden.
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bb) Zutreffend geht das Landesarbeitsgericht auch davon aus, daß 
die Klägerin entsprechend den tariflichen Regelungen zu Recht in 
die Entgeltgruppe E 6 des ETV übergeleitet worden ist. Nach § 2 
Abs. 1 ErsteingruppierungsTV erhalten nämlich Arbeitnehmer, die 
nach den Lohngruppen IV oder IV a des LTV entlohnt wurden, nun­
mehr Lohn nach Entgeltgruppe E 6 des ETV.

b) Die Klägerin hat auch keinen Anspruch auf Höhergruppierung 
wegen eines Verstoßes der Beklagten gegen den Gleichbehandlungs- 
grundsatz.

aa) Ein solcher Verstoß liegt dann vor, wenn von einem Arbeitge­
ber gleichliegende Fälle aus unsachlichen oder sachfremden Grün­
den ungleich behandelt werden und deswegen eine willkürliche Un­
gleichbehandlung vorliegt (BAG Urteile vom 4. Mai 1988 - 4 AZR 
811/87 - AP Nr. 144 zu §§ 22, 23 BAT 1975; vom 28. Mai 1996 
- 3 AZR 752/95 - AP Nr. 143 zu § 1 TVG Tarifverträge: Metal1indu-. 
strie).

c
bb) Eine Ungleichbehandlung der Klägerin gegenüber den beim 
Hauptbahnhof D tätigen Mitarbeitern des Zugbegleiterdien­
stes ist nicht gegeben. Die Klägerin selbst hat insoweit auch 
keine Ungleichbehandlung gegenüber den nach ihr beim Hauptbahnhof 
D eingestellten Mitarbeitern im Zugbegleiterdienst geltend
gemacht. Soweit sie sich darauf beruft, daß die Deutsche Bundes­
bahn früher eingestellten Zugbegleitern nach sechs Monaten einen 
Beförderungsdienstposten der Besoldungsgruppe A 4 übertragen hat, 
ist darin keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes zu 
sehen. Eine Beförderung ist im Beamtenrecht nur mögliche wenn

13
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neben den fachlichen und persönlichen Voraussetzungen eine ent­
sprechende Planstelle im Haushalt zur Verfügung steht. Selbst 
dann besteht aber nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge­
richts kein Anspruch auf Übertragung des Beförderungsamtes. Viel­
mehr ist die Entscheidung über die Beförderung des Beamten in das 
pflichtgemäße Ermessen des Dienstherrn gestellt (BAG Urteil vom 
21. November 1996 - 6 AZR 422/95 - AP Nr. 52 zu §§ 22, 23 BAT 
Lehrer). Da sich der Dienstherr im Rahmen des Beamtenrechts an 
Haushaltspläne und Personalplanungen halten (BAG Urteil vom 
20. Oktober 1993, aaO) darf, ist in gleicher Weise wie im Beam­
tenrecht auch der Aufstieg eines Arbeitnehmers in eine höhere Be- 
soldungsgruppe/Lohngruppe vom Vorhandensein einer entsprechenden 
Planstelle abhängig. Ansonsten würde die tarifliche Regelung zu 
einer nicht gerechtfertigten Besserstellung der Tarifkräfte füh­
ren.

Im Stellenplan für die Bundesbahndirektion E stand eine 
entsprechende Bundesbahnhauptschaffnerstelle nicht zur Verfügung. 
Davon geht auch die Klägerin aus, die rügt, daß die Stellenpläne 
anderer Bahnhöfe mehr Bundesbahnhauptschaffnerstellen ausgewiesen 
hätten.

cc) Die Klägerin kann sich nicht mit Erfolg darauf berufen, daß 
nach ihr eingestellten IC/EC-Zugbegleitern anderer Hauptbahnhöfe 
bei gleicher Tätigkeit nach sechs Monaten ein Bundesbahnhaupt­
schaffnerdienstposten der Besoldungsgruppe A 4 übertragen wurde, 
der seit 1. Januar 1994 nach der Entgeltgruppe E 7 vergütet wird.

14
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Allein aus dem Umstand, daß bei anderen Bahnhöfen ein besse­
rer Stellenkegel vorhanden ist, läßt sich eine Verletzung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes nicht ableiten. Wenn die Tarifver­
tragsparteien hinsichtlich der Vergütung auf die beamtenrechtli­
chen Regelungen verweisen, verweisen sie damit auch auf die Stel­
lenpläne, Haushaltspläne und den beamtenrechtlichen Stellenkegel 
(BAG Urteil vom 20. Oktober 1993 - 4 AZR 26/93 -, aaO). Entgegen 
der Auffassung der Revision war es nicht willkürlich, wenn die 
Beklagte bzw. deren Rechtsvorgängerin bei der Vergabe der zur 
Verfügung stehenden Dienstposten der Besoldungsgruppe A 4 nach 
Bahnhöfen differenziert und den IC/EC-Betreuern/innen ohne zu­
sätzliche Qualifikation im Hauptbahnhof D nur Dienstposten
der Besoldungsgruppe A 3 zugewiesen hat. Konkrete Anhaltspunkte 
dafür, daß sich die Beklagte oder deren Rechtsvorgängerin bei der 
Vergabe der A 4-Stellen für Bundesbahnhauptschaffnerdienstposten 
an die einzelnen Bundesbahndirektionen von sachfremden Erwägungen 
hat leiten lassen, bestehen nicht. Dazu hat die Klägerin auch im 
einzelnen nichts vorgetragen. Insoweit ist es aufgrund der größe­
ren Sachnähe auch nicht zu beanstanden, wenn die Verteilung der 
Dienstposten den einzelnen Bundesbahndirektionen überlassen wor­
den ist. Damit wurde eine unterschiedliche Vergütung bei gleicher 
Tätigkeit in den einzelnen Bundesbahndirektionen vermieden.

Die Beklagte bzw. deren Rechtsvorgängerin war auch nicht 
verpflichtet, eine entsprechende Planstelle für die Bundesbahndi­
rektion E zu schaffen und der Klägerin zu übertragen. Wie der
Beamte so hat auch der Beamtendiensttuer keinen Anspruch auf
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Schaffung einer entsprechenden Planstelle (BAG Urteile vom 
21. November 1996 - 6 AZR 422/95 aaO; vom 23. Juli 1997 
- 10 AZR 646/95 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorge­
sehen) .

dd) Eine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes liegt ent­
gegen der Auffassung der Revision auch nicht deshalb vor, weil 
die Beklagte allen vor dem 1. Januar 1994 beförderten IC/EC-Be- 
treuern/innen die Vergütung nach Lohngruppe II des LTV durch 
Überleitung gemäß § 2 Abs. 1 ErsteingruppierungsTV in die Ent- 
geltgruppe E 7 des ETV über diesen Zeitpunkt hinaus belassen, da­
gegen alle nicht beförderten IC/EC-Betreuer/innen nach Lohngrup­
pe IV/IV a des LTV durch Überleitung in die Entgeltgruppe E 6 des 
ETV vergütet hat. Bei der von ihr vollzogenen Überleitung hat die 
Beklagte ausschließlich auf die zu diesem Zeitpunkt gezahlte Ver­
gütung bzw. Einstufung abgestellt, wie es der Ersteingruppie­
rungsTV vorsieht. Wenn aber die Eingruppierung der Klägerin zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des ErsteingruppierungsTV zutreffend 
war, kann die Neueingruppierung im Wege der Überleitung nach die­
sem Tarifvertrag keinen Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrund­
satz darstellen.

Im übrigen sind auch nach dem seit 1. Januar 1994 geltenden 
ETV neu eingestellte IC/EC-Betreuer/innen in die Entgeltgrup­
pe E 6 einzustufen, da diese Tätigkeit als Richtbeispiel in E 6 
der Anlage 1 zum ETV aufgeführt ist.

Wie die Vorinstanzen zutreffend entschieden haben, ist daher 
ein Anspruch.der Klägerin auf Höhergruppierung nach Entgeltgrup-
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pe E 7 des ETV nicht gegeben. Dahingestellt bleiben können daher 
die von dem Landesarbeitsgericht erörterten Fragen der rechtli­
chen Möglichkeit einer Höhergruppierung der Klägerin durch die 
Beklagte sowie der Einhaltung der tarifvertraglichen Ausschluß­
fristen.

Demnach war die Revision der Klägerin zurückzuweisen.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. c:
Vors. Richter Matthes ist Dr. Jobs Böck
durch Urlaub an der Unter­
schrift verhindert 

Dr. Jobs
Städler Tirre
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